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An          Pliening, den 25.05.2021 

Herrn 1. Bürgermeister   

Roland Frick 

Geltinger Str. 18 

85652 Pliening 

 
 
 
Antrag Erlass einer Plakatierungsordnung für die Gemeinde Pliening  
 
Die Mitglieder der unterzeichneten Fraktionen beantragen, für die Gemeinde Pliening eine Plakatierungs-
verordnung zu verabschieden. In dieser Verordnung sollen folgende Punkte verbindlich geregelt werden: 

 Zentrale Plakatierung zu Wahlen und Bürgerentscheiden: Zu allen Wahlen und Bürgerentscheiden 
werden von der Gemeinde für die Zeit sechs Wochen vor bis eine Woche nach der Wahl 
Plakatierungswände zur Verfügung gestellt. Alle Parteien und Wählergruppen bekommen darauf Platz für 
Wahlplakate zugewiesen. Eine weitere Wahlplakatierung im öffentlichen Raum ist damit mit Ausnahme 
von Ankündigungen für Veranstaltungen ausgeschlossen.  

 Die bisherigen Regelungen, für die örtlichen Vereine, Gruppierungen und Parteien zur Plakatierung ihrer 
Veranstaltungen vor Ort bleiben bestehen und werden in die Verordnung aufgenommen, ebenso die 
Regeln zur Plakatierung von gewerblichen Veranstaltungen, örtlich und überörtlich. 

 Allgemeine Bestimmungen wie Größe und Anzahl der Werbeträger, Dauer der Plakatierung, Ausschluss 
bestimmter Plakatierung (z.B. Verbot von Hängeplakaten) u.a.m.  

Die Plakatierungsverordnung wird auf der gemeindlichen Internetseite öffentlich zugänglich gemacht, die 
Beantragung zur Plakatierung soll online ermöglicht werden. Damit schafft die Gemeinde Transparenz und 
Nachvollziehbarkeit für alle Beteiligten.  

 

Begründung 
In den Wochen vor und nach jeder Wahl sind sie auch in unserer Gemeinde immer wieder zu sehen: Plakate, 
halb abgerissen, aufgeweicht und bekritzelt - sei es durch Natureinwirkung oder menschliche Hand -, die das 
Ortsbild verschandeln. Dieser Anblick ist für viele Bürger*innen ein großes Ärgernis, zumal die Plakate oft 
genug auch gefährlich auf Rad- oder Fußwege fallen oder in diese hineinragen. Außerdem kommt es bei so 
mancher Kreuzung und Einfahrt zu Sichtbehinderungen und Ablenkungen. Ein anderes damit einhergehendes 
Problem ist der anfallende Müll. Die Möglichkeit einer zentralen Plakatierung vor den Wahlen schafft 
außerdem gleiche Chancen für alle Gruppierungen, unabhängig von den jeweiligen finanziellen und 
personellen Voraussetzungen. Die Wähler*innen haben zusätzlich den Vorteil, sich an einem Standort über 
alle Parteien gleichzeitig in Text und Bild zu informieren. 
 
Wir bitten um breite Zustimmung zu diesem Antrag.  

 
Margrit Pricha,             Eva Strauss,           Markus Uffinger  Ludwig Huber 
Bündnis 90/Die Grünen           SPD und Unabhängige          Initiative für Pliening  Wählergruppe Gelting 
 
 
 
Anlagen 
Vorschläge zur Umsetzung  
Beispiele Plakatierungsverordnungen der Gemeinden Zolling, Zorneding und Fahrenzhausen  
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Anlage zum Antrag Plakatierungsverordnung - Vorschläge und Bausteine zur 
Umsetzung der 
 

Verordnung über das Anbringen von Anschlägen und Plakaten in der 
Öffentlichkeit (Plakatierungsverordnung) 

 
 
 
 
Geltungsbereich, Beschränkung  
 
Zum Schutz des Orts- und Landschaftsbildes sowie zum Schutz von Natur-, Kunst- und 
Kulturdenkmälern dürfen Plakate und Anschläge aller Art in der Öffentlichkeit nur mit vorheriger 
Genehmigung der Gemeinde Pliening und nach den Regeln dieser Verordnung angebracht werden.  
 
 
Vorschlag zur Wahlwerbung 
 

(1) Zu allen Wahlen, Bürger- und Volksbegehren sowie Bürger- und Volksentscheiden stellt die 
Gemeinde Pliening für die Zeit sechs Wochen vor bis eine Woche nach der Wahl 
Plakatwände auf, die ausschließlich für Wahlwerbung bestimmt sind. Alle Parteien und 
Wählergruppen die zu einer Wahl antreten, bekommen darauf Platz für Wahlplakate 
zugewiesen. Die Anschläge dürfen eine max. Größe von A1 nicht überschreiten. Wenn mehr 
Parteien/Gruppierungen einen Anschlag beantragen als Flächen auf den Plakatwänden zur 
Verfügung stehen, dürfen die entsprechenden Plakate auf Plakatständern mit einer Größe von 
Maximal DIN A1 angebracht werden, welche unmittelbar neben den Plakatwänden aufgestellt 
werden müssen. Eine weitere Plakatierung mit Wahlwerbeplakaten im öffentlichen Raum ist 
ausgeschlossen. 

 
Vorschläge für die Aufstellung der Plakatwände:  
Die Anzahl der Plakatwände sollte sich an der Anzahl der Stimmkreise orientieren. Die 
Plakatwände werden so aufgestellt, dass sie von beiden Seiten genutzt werden können.  

- Pliening:  Bürgerhaus, Maibaumplatz 
- Landsham:  Dorfplatz, Landsham Moos und/oder Landsham Süd  
- Gelting:  Wiese vor Eignhaus 
- Ottersberg:  ? Kein gemeindliches Grundstück bekannt 

 
Verteilung der Plakate auf den Plakatwänden:  
Die Plakatwände sind in sechs (alternativ: acht) Felder eingeteilt und ermöglichen eine 
Plakatierung im Format DIN A1. Die Zuordnung zur Nutzung der Flächen erfolgt beginnend 
links oben in der vom Wahlleiter jeweils festgelegten Listenfolge.   
 

(2) Zusätzlich dazu dürfen politische Parteien und Wählergruppen bis zu zwei Wochen vor einer 
politischen Veranstaltung im Vorfeld von Wahlen und Abstimmungen und mit vorheriger 
Genehmigung der Gemeinde, Plakatständer auch außerhalb der in § x Abs. x dieser 
Verordnung genannten Stellen anbringen. Die Anschläge müssen in diesem Fall unter 
deutlicher Angabe von Ort und Zeit auf die Veranstaltung hinweisen. Die 
Genehmigungsfähigkeit bezieht sich nur auf politische Veranstaltungen, die in der Gemeinde 
bzw. im Landkreis Ebersberg veranstaltet werden; im Landkreis nur insofern, als die 
Veranstaltung für den ganzen Kreis bedeutsam ist.  
 

(3) Die Anzahl dieser zusätzlichen Plakatständer zur Ankündigung von politische Veranstaltungen 
beschränkt sich wie folgt: 

- für den Hauptort Pliening: max. 4 Stück 
- für den Ortsteil Landsham max. 4 Stück 
- für den Ortsteil Gelting  max. 2 Stück 
- für den Ortsteil Ottersberg max. 2 Stück 
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Vorschlag zur Plakatierung zu Veranstaltungen der örtlichen Vereine, Gruppierungen und 
Organisationen 
 

(1) Die Vereine, Gruppierungen und Organisationen dürfen im Gemeindegebiet mit Anschlägen 
bis zu einer Größe von DIN A1 auf ihre öffentlichen Veranstaltungen hinweisen.  

- für den Hauptort Pliening: max. 4 Stück 
- für den Ortsteil Landsham max. 4 Stück 
- für den Ortsteil Gelting  max. 2 Stück 
- für den Ortsteil Ottersberg max. 2 Stück 

 
(2) Für Großveranstaltungen mit überörtlicher Bedeutung (z.B. Vereinsjubiläen etc.) kann die 

Gemeinde auf Antrag zusätzliche Anschläge genehmigen.  
 
 
Vorschläge zu Allgemeine Bestimmungen 
 
Begriffsbestimmung 

(1) Anschläge in der Öffentlichkeit im Sinne dieser Verordnung sind Plakate, Zettel, Schilder, 
Tafeln oder Transparente, die an unbeweglichen Gegenständen, wie z.B. Gebäuden, 
Alleebäumen, Mauern, Zäunen, Geländern, Licht- und Telefonmasten sowie Stromkästen 
oder an beweglichen Gegenständen, wie z. B. Plakatständern, befestigt sind. Anschläge 
befinden sich in der Öffentlichkeit, wenn sie von einer unbestimmten Anzahl von Personen 
wahrgenommen werden können, insbesondere im öffentlichen Verkehrsraum.  

(2) Um Wahlwerbung handelt es sich, wenn diese Anschläge in der Öffentlichkeit von politischen 
Parteien bzw. Wählergruppen oder anderen Personen oder Personengruppen vor Wahlen, 
Volksbegehren und Volksentscheiden, Bürgerbegehren und Bürgerentscheiden angebracht 
werden, um für eigene Zwecke zu werben.  

(3) Die Vorschriften der Bayerischen Bauordnung, des Baugesetzbuches, der 
Straßenverkehrsordnung, des Bayerischen Straßen- und Wegegesetzes und des 
Bundesfernstraßengesetz bleiben unberührt. 

 
Genehmigung 
Eine Genehmigung ist spätestens sieben Tage vor der geplanten Aufstellung bzw. vor dem geplanten 
Anschlag schriftlich bei der Gemeinde zu beantragen.  
 
Die Genehmigung kann zeitlich befristet, mit Auflagen oder Widerrufsvorbehalt erteilt werden. Bei 
Widerruf sind die Plakate umgehend zu entfernen.  
 
Die Gemeinde kann in Einzelfällen Ausnahmen von den Regelungen dieser Plakatierungsverordnung 
gestatten, wenn dadurch das Orts- und Landschaftsbild oder ein Natur-, Kunst- oder Kulturdenkmal 
nicht oder nur unwesentlich beeinträchtigt wird und Gewähr besteht, dass die Anschläge innerhalb 
einer gesetzten Frist beseitigt werden.  
 
Aufstellung und Abbau 

(1) Die maximale Größe der Plakate ist auf das Format DIN A1 beschränkt. Plakatständer sind so 
aufzustellen, dass niemand gefährdet, geschädigt, behindert oder belästigt wird. Sie dürfen 
die Sichtverhältnisse des Straßenverkehrs im Allgemeinen sowie insbesondere vor Einfahrten 
oder Einmündungen nicht beeinträchtigen. Die Plakatständer dürfen nicht in die Fahrbahn 
oder einen vorhanden Radweg ragen. Der Fußgängerverkehr darf nicht gefährdet oder 
unzumutbar behindert werden.  

(2) Pakathänger, die mittels Kabelbinder oder ähnlichen Befestigungen an Baumstämmen oder 
Lichtmasten befestigt werden, sind nicht zulässig. Die Befestigung ist nur im Bodenbereich 
erlaubt. 

(3) Im Außenbereich ist die Plakataufstellung generell nicht zulässig. 
(4) Die Anschläge dürfen weder durch Form, Farbe und Größe noch durch Art und Ort der 

Anbringung Anlass zu Verwechslungen mit Verkehrszeichen und Verkehrseinrichtungen 
geben oder deren Wirkung beeinträchtigen.  

(5) Auf den Anschlägen ist jeweils eine*r für den Inhalt und die Aufstellung Verantwortliche*r zu 
benennen. 

(6) Die Plakatständer müssen spätestens eine Woche nach der Veranstaltung wieder entfernt 
sein. 

(7)  Die Gemeinde ist berechtigt, alle nicht angemeldeten bzw. nicht genehmigten sowie alle nach 
dieser Verordnung unzulässigen Plakate oder Plakatständer umgehend zu entfernen. 
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Verordnung  
der Gemeinde Fahrenzhausen über die Beschränkung von Plakatan-

schlägen in der Öffentlichkeit vor Wahlen auf bestimmte Flächen 
(Wahlwerbung - Plakatierungsverordnung) 

 
 
 

Die Gemeinde Fahrenzhausen erlässt aufgrund Art. 28 des Gesetzes über das Landesstrafrecht 
und das Verordnungsrecht auf dem Gebiet der öffentlichen Sicherheit und Ordnung (Landes-
straf- und Verordnunggesetz -LStVG) in der in der Bayer. Rechtssammlung (BayRS 2011-2-1) 
veröffentlichten bereinigten Fassung, das zuletzt durch § 5 des Gesetzes vom 18. Mai 2018 
(GVBl. S. 301) geändert worden ist, nachfolgende Verordnung. 
 
 

§ 1 
Öffentliche Anschläge 

 
(1) Zum Schutz des Orts- und Landschaftsbildes sowie zum Schutze von Natur-, Kunst- und 
Kulturdenkmälern dürfen Anschläge in der Öffentlichkeit zur Wahlwerbung innerhalb des Ge-
meindegebietes Fahrenzhausen nur an den von der Gemeinde Fahrenzhausen zugelassenen 
Anschlagsflächen angebracht werden. 
 
(2) Vor Wahlen, Volksbegehren und Volksentscheiden, Bürgerbegehren und Bürgerentscheiden 
werden von der Gemeinde in den Ortsteilen Anschlagtafeln aufgestellt, die ausschließlich für 
Wahlwerbung bestimmt sind. 
 
(3) Die Anschläge dürfen frühestens angebracht werden  
a) bei Wahlen, Volks- und Bürgerentscheiden 6 Wochen vor dem Wahltermin 
b) bei Volksbegehren 4 Wochen vor Beginn des Eintragungszeitraumes  
c) bei Bürgerbegehren 6 Wochen vor Beginn des Eintragungszeitraumes. 
Die Anschläge sind bis spätestens 2 Wochen nach dem Wahltermin bzw. dem Ende des Eintra-
gungszeitraumes wieder zu entfernen. 
 
(4) Je Anschlagtafel der Gemeinde darf nur ein Anschlag pro politischer Partei bzw. Wäh-
lergruppe angebracht werden. Der jeweilige Anschlag darf eine maximale Größe von DIN A1 
haben. 
 
(5) Im Übrigen ist für die Anbringung von Wahlwerbung Ziffer 2 der Bekanntmachung über die 
Werbung auf öffentlichen Straßen aus Anlass von allgemeinen Wahlen, Volksbegehren und 
Volksentscheiden vom 13.02.2013 (AllMBI 2013 S. 52, ber. S. 139) zu beachten, sofern in die-
ser Wahlwerbung-Plakatierungsverordnung der Gemeinde Fahrenzhausen nichts anderes ge-
regelt ist. 
Die Vorschriften insbesondere der Straßenverkehrsordnung, des Bayerischen Straßen- und 
Wegegesetzes, des Bundesfernstraßengesetzes, der Bayerischen Bauordnung und des 
Baugesetzbuches bleiben unberührt. 
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§2 
Begriffsbestimmungen 

 
(1) Anschläge in der Öffentlichkeit sind Plakate, Zettel oder Tafeln, die an unbeweglichen Ge-
genständen wie Häusern, Mauern, Zäunen, Telegrafenmasten oder an beweglichen Ge-
genständen wie Ständern angebracht werden, wenn die Anschläge von einer nach Zahl und 
Zusammensetzung unbestimmten Menschenmenge - insbesondere vom öffentlichen 
Verkehrsraum aus -  wahrgenommen werden können.  
 
(2) Um Wahlwerbung handelt es sich, wenn diese Anschläge in der Öffentlichkeit von politischen 
Parteien bzw. Wählergruppen oder anderen Personen oder Personengruppen vor Wahlen, 
Volksbegehren und Volksentscheiden, Bürgerbegehren und Bürgerentscheiden angebracht 
werden, um für eigene Zwecke zu werben. 
 
 

§3 
Ausnahmen 

 
(1) Die Gemeinde kann in Einzelfällen Ausnahmen von § 1 Abs. 1 gestatten, wenn dadurch das 
Orts- und Landschaftsbild oder ein Natur-, Kunst- oder Kulturdenkmal nicht oder nur unwesent-
lich beeinträchtigt wird und Gewähr besteht, dass die Anschläge innerhalb einer gesetzten Frist 
beseitigt werden.  
 
(2) Wenn mehr Parteien/Gruppierungen einen Anschlag beantragen als Flächen auf der An-
schlagtafel zur Verfügung stehen, darf das entsprechende Plakat auf einem Plakatständer mit 
einer Größe von maximal DIN A1 angebracht werden, welcher allerdings unmittelbar neben der 
Anschlagtafel aufgestellt werden muss. Eine Ausnahmegenehmigung der Gemeinde ist in 
diesem Fall nicht erforderlich. 
 
(3) Außerdem dürfen politische Parteien und Wählergruppen bis zu zwei Wochen vor einer 
politischen Veranstaltung im Vorfeld von Wahlen mit vorheriger Genehmigung der Gemeinde 
Anschläge auch außerhalb der in § 1 Abs. 2 dieser Verordnung genannten Stellen anbringen. 
Die Anschläge müssen in diesem Fall unter deutlicher Angabe von Ort und Zeit auf die Veran-
staltung hinweisen. Die maximale Größe der Plakate ist auf das Format DIN A1 beschränkt. Die 
Genehmigung ist mindestens 2 Wochen vor dem Anbringen zu beantragen. Der Anschlag muss 
spätestens eine Woche nach der Veranstaltung wieder entfernt sein. 
Die Genehmigungsfähigkeit bezieht sich nur auf politische Veranstaltungen, die in der Ge-
meinde bzw. im Landkreis Freising veranstaltet werden; im Landkreis nur insofern, als die 
Veranstaltung für den ganzen Kreis bedeutsam ist.  
 
 

§4 
Ordnungswidrigkeiten 

 
Nach Art. 28 Abs. 2 Landesstraf- und Verordnungsgesetzes begeht eine Ordnungswidrigkeit 
und kann mit Geldbuße belegt werden, wer vorsätzlich oder fahrlässig, entgegen den § 1 Abs. 1 
Satz 1 oder ohne Ausnahmegenehmigung nach § 3 öffentlich Anschläge außerhalb der zuge-
lassenen Flächen anbringt oder anbringen lässt. 
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§5 
Inkrafttreten und Geltungsdauer 

 
Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Bekanntmachung in Kraft. Die Verordnung gilt 20 Jah-
re. 
 
 
Fahrenzhausen, den 27.02.2019 
 
 
 
Heinrich Stadlbauer 
Erster Bürgermeister 
 
 
Die Verordnung wurde am 01.03.2019 öffentlich bekannt gemacht und trat am 02.03.2019 in 
Kraft. 
 
 






















